
OGH Urteil vom 15.9.2005, 4 Ob 163/05g – Penthouse in Döbling 
 

Fundstelle: EvBl 2006/14 = MR 2005, 469 (Korn) = SZ 2005/131 
 
1. Ein Urteil, das auf einer Parteiendisposition über den geltend gemachten Anspruch beruht 
und dem daher keine Sachverhaltsermittlung durch das Gericht zugrunde liegt, ist in gleicher 
Weise der materiellen Rechtskraft teilhaft wie ein Urteil, das nach einem kontradiktorischen 
Verfahren gefällt wurde; es kommt ihm daher die gleiche Bindungswirkung zu. 
2. Hat daher die beklagte Betreiberin, Medieninhaberin, Eigentümerin und Produzentin eines 
Online-Nachrichtenmagazins ein Unterlassungsanerkenntnis abgegeben, das zu einem (Teil-
)Anerkenntnisurteil führte, ist eine weitere Prüfung jener Voraussetzungen des Anspruchs 
auf immateriellen Schadenersatz wegen Verletzung des Bildnissschutzes aufgrund der 
Bindungswirkung verwehrt, die Gegenstand des Unterlassungsanspruches waren (hier: 
Zusammenhang zwischen den Bildnissen der Klägerin und den beanstandeten Äußerungen, 
Beeinträchtigung berechtigter Interessen der Klägerin sowie Verhältnismäßigkeitsprüfung im 
Hinblick auf ihre Stellung als Politikerin). 

Leitsätze verfasst von Dr. Clemens Thiele, LL.M. 
 
 
Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch die Senatspräsidentin des Obersten 
Gerichtshofs Hon. Prof. Dr. Griß als Vorsitzende und die Hofrätin des Obersten Gerichtshofs Dr. 
Schenk sowie die Hofräte des Obersten Gerichtshofs Dr. Vogel, Dr. Jensik und Dr. Gitschthaler als 
weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei Dr. Susanne R*****, vertreten durch 
Gheneff & Rami, Rechtsanwälte KEG in Wien, gegen die beklagte Partei news n***** AG, *****, 
vertreten durch Lansky, Ganzger & Partner, Rechtsanwälte GmbH in Wien, wegen 5.000 EUR, 
über die Revision der beklagten Partei (Revisionsinteresse 3.000 EUR) gegen das Urteil des 
Oberlandesgerichts Wien als Berufungsgericht vom 19. Mai 2005, GZ 1 R 81/05x-12, womit das 
Teilanerkenntnis- und Endurteil des Handelsgerichts Wien vom 31. Jänner 2005, GZ 34 Cg 71/04d-
7, teilweise abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 
Der Revision wird nicht Folge gegeben. Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei die 
mit 333,12 EUR bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens (darin 55,52 EUR USt) binnen 14 
Tagen zu ersetzen. 
 

Entscheidungsgründe: 
 
Die Klägerin war vom 4. Februar 2000 bis 28. Februar 2003 Vizekanzlerin der Republik Österreich. 
Nach dem Ausscheiden aus ihren politischen Funktionen wurde sie Vorstandsvorsitzende eines 
Finanzdienstleistungsunternehmens. 
Die Beklagte ist Betreiberin einer Internet-Website, über die der Internetauftritt einer Verlagsgruppe 
erfolgt, die Eigentümerin, Medieninhaberin und Produzentin (unter anderem) eines wöchentlich 
erscheinenden Nachrichtenmagazins ist. Auf der Internet-Website wurde vom 6. September 2002 
bis 19. Mai 2004 ein Artikel veröffentlicht, wonach die Gegner der Klägerin Meldungen 
verbreiteten, sie wolle sich ein teures Penthouse in Döbling kaufen und der Wohnungskauf solle im 
Zusammenhang mit dem milliardenschweren Ankauf der Abfangjäger stehen, wogegen die 
Klägerin klagen wolle. Sie vermute hinter den Gerüchten Untergriffe von Parteifreunden und 
betone, sich eine solche Wohnung gar nicht leisten zu können. Sie werde gegen jeden rechtliche 
Schritte einleiten, der ihr Korruption und persönliche Bereicherung im Zusammenhang mit dem 
Kauf der Abfangjäger unterstelle. 
Auf der rechten Seite neben dem Artikel waren in einer Art Kette zahlreiche kleinformatige Bilder 
untereinander angeordnet, wobei sich rechts neben jedem Bild ein durch ein Quadrat 
gekennzeichneter Aufzählungspunkt mit einer hervorgehobenen Überschrift und einem weiteren 



Hinweis auf den Inhalt eines dazu passenden Berichts befand. 
Die Klägerin war auf zwei Bildern der erwähnten Bilderkette dargestellt, wobei sie jeweils 
gemeinsam mit einer zweiten Person abgebildet wurde. Die Klägerin hat der Veröffentlichung ihres 
Bildnisses sowie des erwähnten Artikels nicht zugestimmt. 
Die Klägerin begehrte, die Beklagte schuldig zu erkennen, es zu unterlassen, Abbildungen der 
Klägerin ohne deren Einwilligung zu veröffentlichen, wenn im Bildbegleittext die unwahre 
wörtliche und/oder sinngemäße Behauptung aufgestellt und/oder verbreitet wird, ein 
bevorstehendes Immobiliengeschäft der Klägerin (Wohnungskauf) stünde im Zusammenhang mit 
dem Ankauf neuer Abfangjäger; darüber hinaus begehrte sie immateriellen Schadenersatz nach § 87 
Abs 2 UrhG in Höhe von 5.000 EUR sowie die Ermächtigung zur Urteilsveröffentlichung. Die 
Beklagte habe einen Artikel samt Foto der Klägerin ohne deren Zustimmung veröffentlicht, wobei 
dessen Inhalt unwahr sei und den Tatbestand der üblen Nachrede sowie der Verleumdung 
verwirkliche. Die beanstandete Darstellung verstoße daher gegen § 78 UrhG. Es liege auf der Hand, 
dass die unwahre Behauptung, die Klägerin hätte eine schwere Straftat begangen, eine besonders 
empfindliche Kränkung bewirke. 
Die Beklagte anerkannte das Unterlassungsbegehren, trat allerdings dem Schadenersatz- und 
Veröffentlichungsbegehren entgegen, weil die auf der Website dargestellten Fotos keine 
Begleitfotos zum beanstandeten Text seien. Sie bezögen sich vielmehr auf rechts von den Fotos 
befindliche Links. Das Bildnis der Klägerin sei daher nicht auf eine Art benützt worden, die zu 
Missdeutungen Anlass geben könnte oder entwürdigend oder herabsetzend wirke. Ihr Bild sei nicht 
im Zusammenhang mit dem beanstandeten Text gebracht worden. 
 
Das Erstgericht fällte ein klagestattgebendes Teilanerkenntnisurteil über das Unterlassungsbegehren 
und gab auch dem Schadenersatz- und Veröffentlichungsbegehren statt. Aufgrund des 
Anerkenntnisses der Beklagten habe nicht mehr geprüft werden dürfen, ob die in der Klage 
behaupteten Tatsachen vorliegen und die im Urteilsantrag begehrten Rechtsfolgen daraus abgeleitet 
werden könnten. Die vorbehaltlose Anerkennung eines Unterlassungsanspruchs umfasse auch das 
Bestehen der Wiederholungsgefahr, ebenso die Behauptung, die Abbildung sowie der unwahre, 
ehrenrührige und kreditschädigende Begleittext stünden in einem Zusammenhang und bildeten den 
Vorwurf einer strafbaren Handlung. Der Klägerin stehe daher auch immaterieller Schadenersatz 
sowie der Anspruch auf Urteilsveröffentlichung zu. Da es sich bei der Klägerin um eine allgemein 
bekannte Persönlichkeit handle, die während der mehr als eineinhalb Jahre dauernden 
Veröffentlichung ein hochrangiges öffentliches Amt bekleidet habe, sei der Vorwurf einer 
strafbaren Handlung eine empfindliche Kränkung. 
 
Das Berufungsgericht setzte den - von der Beklagten ausschließlich angefochtenen - Zuspruch von 
5.000 EUR auf 3.000 EUR herab und vertrat die Ansicht, dass nicht nur das Rechtsfolgebegehren, 
sondern auch die rechtserzeugenden Tatsachen von der Wirkung des prozessualen Anerkenntnisses 
der Beklagten umfasst seien, weil das prozessuale Anerkenntnis über Antrag der Klägerin zu einem 
Anerkenntnisurteil geführt habe, das nach Eintritt der Rechtskraft die üblichen 
Rechtskraftwirkungen entfalte. Zwar ergebe sich aus dem Vorbringen der Beklagten deutlich, dass 
sie sich lediglich zur Unterlassung habe verpflichten wollen und das weitere Begehren, 
insbesondere jenes auf immateriellen Schadenersatz, vom Anerkenntnis nicht betroffen sein sollte. 
Die Beklagte habe ihr Vorbringen, zwischen den veröffentlichten Bildnissen der Klägerin und dem 
beanstandeten Text bestehe kein Zusammenhang, weshalb keine Interessensbeeinträchtigung nach § 
78 Abs 1 UrhG gegeben sei, weiterhin aufrecht erhalten. Es könne zwar aus diesen Überlegungen 
nicht von einem vorbehaltlosen Anerkenntnis gesprochen werden, das über Antrag der Klägerin 
gefällte Teilanerkenntnisurteil sei aber in Rechtskraft erwachsen. Nach der Rechtsprechung komme 
auch einem rechtskräftigen Anerkenntnisurteil Bindungswirkung zu, zumal sich die gegenteilige 
Ansicht, Bindungswirkung erfordere, dass das Gericht den wahren Sachverhalt festgestellt habe und 
die Entscheidung nicht lediglich auf einer Parteiendisposition über den Anspruch beruhe, nicht 
durchgesetzt habe. Werde in einem Verfahren ein Teilanerkenntnisurteil gefällt, das in Rechtskraft 



erwachse, so kämen diesem dieselben Wirkungen zu, als ob es im Vorprozess erlassen worden 
wäre. Bindungswirkung bestehe dann, wenn der rechtskräftig entschiedene Hauptsachanspruch eine 
entscheidungserhebliche Vorfrage (ein bedingendes Rechtsverhältnis) für den neuen Anspruch 
bilde, also der Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung zum Tatbestand der mit der neuen Klage 
begehrten Rechtsfolge gehöre. In diesem Fall sei jede dem Feststellungsinhalt des im Vorprozess 
ergangenen Urteils widersprechende Behauptung - über eine bei Schluss der Verhandlung erster 
Instanz im Vorprozess existente Tatsache - in einem künftigen Verfahren abgeschnitten. Der 
Umfang der Rechtskraft eines Anerkenntnisurteils bestimme sich zunächst nach dem Spruch, vor 
allem bei Zahlungsbegehren seien aber die zur Individualisierung des Anspruchs vorgetragenen 
Gründe (das anspruchsbegründende Vorbringen des Klägers) heranzuziehen. Die hier mit dem 
Teilanerkenntnisurteil ausgesprochene Unterlassungspflicht der Beklagten beruhe auf § 78 (iVm § 
81) UrhG. Damit sei eine Verletzung des Bildnisschutzes und dementsprechend eine 
Beeinträchtigung berechtigter Interessen der Klägerin durch die Veröffentlichung ihres Bildnisses 
bindend festgestellt. Dies bedinge einen zur Herstellung einer gedanklichen Verbindung 
ausreichenden Zusammenhang zwischen dem veröffentlichten Bildnis der Klägerin und dem 
beanstandeten Text, der auch Gegenstand des Spruchs des Unterlassungsurteils sei. Für einen 
Schadenersatzanspruch nach § 87 Abs 2 UrhG sei eine schuldhafte Verletzung des Urheberrechts, 
im vorliegenden Fall des § 78 Abs 1 UrhG, sowie ein dadurch zugefügter immaterieller Nachteil 
vorausgesetzt. Der mit Teilanerkenntnisurteil festgestellte Eingriff in den Bildnisschutz der 
Klägerin durch den beanstandeten unwahren Begleittext und der Zusammenhang zwischen dem 
Text und dem veröffentlichten Bild der Klägerin zählten ohne jeden Zweifel zum Tatbestand des 
Anspruchs nach § 87 Abs 2 UrhG. Damit sei in diesem Umfang die Bindungswirkung des 
rechtskräftigen Anerkenntnisurteils begründet. Daraus folge, dass der Zusammenhang zwischen den 
Bildnissen der Klägerin und den beanstandeten Äußerungen im Text ebenso wenig geprüft werden 
könne wie die Beeinträchtigung der Interessen der Klägerin einschließlich der im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeitsprüfung nach Art 10 EMRK vorzunehmenden Interessenabwägung in Bezug 
auf die Grenzen zulässiger Kritik an Politikern im Zusammenhang mit ihren öffentlichen 
Funktionen. 
Immaterieller Schadenersatz setze eine empfindliche Kränkung voraus, die dem mit jeder 
Urheberrechtsverletzung verbundenen Ärger übersteige. Ein unberechtiger Korruptionsvorwurf 
bewirke wohl einen überschießenden Ärger iSd § 87 Abs 2 UrhG, allerdings sei zu berücksichtigen, 
dass ein Spitzenpolitiker ständigen Angriffen ausgesetzt sei und daher den Umgang auch mit nicht 
sachlicher Kritik und unseriösen persönlichen Vorwürfen im Zusammenhang mit der ausgeübten 
öffentlichen Funktion gewohnt sein müsse. Bei der vorzunehmenden objektiven Beurteilung könne 
eine Beeinträchtigung der Gefühlssphäre oder geistiger Interessen der Klägerin durch die 
inkriminierte Veröffentlichung oder eine dadurch bei der Klägerin hervorgerufene persönliche 
Betroffenheit daher ausgeschlossen werden. 
Den Gesprächspartnern der Klägerin, die sie nach ihrem Vorbringen bei Gesprächen im 
Zusammenhang mit ihrer beruflichen Weiterentwicklung nach ihrer Tätigkeit als Vizekanzlerin 
aufgrund der in Rede stehenden Berichterstattung mehrfach auf die Korruptionsvorwürfe 
angesprochen haben, sei wohl bekannt gewesen, dass den Vorwürfen keine objektivierte 
Tatsachenbasis zugrundegelegen sei. Für die Gesprächspartner der Klägerin sei es in der konkreten 
Situation naheliegend gewesen, sie nach ihrer Sicht der Dinge zu den in Rede stehenden 
Behauptungen zu befragen, ohne damit einen nachteiligen Einfluss auf deren zukünftige berufliche 
Stellung zu verbinden. Die objektiv zu beurteilende Beeinträchtigung (von Beruf und Ansehen der 
Persönlichkeit im äußeren Bereich) sei daher trotz des zu unterstellenden Korruptionsvorwurfs nicht 
als besonders gravierend einzuschätzen. Aus diesen Erwägungen erscheine ein Ersatzbetrag von 
3.000 EUR angemessen. 
Die ordentliche Revision sei zulässig, weil sich der Oberste Gerichtshof mit der Reichweite der 
Bindungswirkung eines rechtskräftigen Teilanerkenntnisurteils bei einem an sich unwirksamen 
prozessualen Anerkenntnis im Bezug auf weitere, nicht anerkannte Begehren und allgemein mit der 
Frage, ob bei einem Anerkenntnisurteil, das auf einer Parteiendisposition über den geltend 



gemachten Anspruch beruhe und dem daher keine Sachverhaltsermittlung zugrundeliege, die 
gleiche Bindungswirkung wie einem nach einem kontradiktorischen Verfahren ergangenen Urteil 
zukomme, bisher nicht beschäftigt habe. 
 
 
Die Revision der Beklagten ist aus den vom Berufungsgericht angeführten Gründen zulässig, aber 
nicht berechtigt. 
Auszugehen ist im vorliegenden Fall vom Teilanerkenntnisurteil über das von der Klägerin 
erhobene Unterlassungsbegehren, das in Rechtskraft erwachsen ist. Einem Teilanerkenntnisurteil 
kommen dieselben Wirkungen zu wie einem in einem eigenen Vorprozess gefällten 
Anerkenntnisurteil (9 ObA 205/98g = RdW 1999, 80 = JBl 1999, 675). 
Damit bedarf es keiner Auseinandersetzung mit der Frage, ob das dem Teilanerkenntnisurteil 
zugrundeliegende prozessuale Anerkenntnis über den anerkannten Anspruch hinaus wirkt und es 
ausschließt, dass die Tatsachen, soweit sie auch für das Schadenersatzbegehren von Bedeutung 
sind, überprüft und festgestellt werden. Maßgebend ist vielmehr, ob die Rechtskraftwirkung des 
Teilanerkenntnisurteils der Überprüfung und Feststellung des für die Beurteilung des 
Schadenersatzbegehrens maßgebenden Sachverhalts, wie sie die Beklagte fordert, entgegen steht. 
Gemäß § 411 Abs 1 ZPO sind durch ein Rechtsmittel nicht mehr anfechtbare Urteile insoweit der 
Rechtskraft teilhaft, als in dem Urteil über einen durch Klage oder Widerklage geltend gemachten 
Anspruch oder über ein im Laufe des Prozesses streitig gewordenes Rechtsverhältnis oder Recht 
entschieden ist, hinsichtlich dessen gemäß §§ 236 oder 259 ZPO die Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens begehrt wurde. Das Gesetz unterscheidet bei der Rechtskraft weder zwischen 
End- und Teilurteil, Zwischenurteil über einen Zwischenantrag auf Feststellung oder 
Ergänzungsurteil, noch danach, ob das Urteil auf streitige Weise zustandegekommen ist oder nicht. 
Daher werden auch Anerkenntnis- und Verzichtsurteile ebenso wie Versäumnisurteile der 
materiellen Rechtskraft teilhaft (Fasching/Klicka in Fasching/Konecny2 § 411 ZPO Rz 23, unter 
ausdrücklicher Ablehnung der gegenteiligen Ansicht von Burgstaller in JBl 1999, 563 ff). Schlösse 
man Anerkenntnis- oder Versäumnisurteile aus, hätte es der Beklagte in der Hand, das Eingreifen 
der Rechtskraft zu verhindern und das Recht des Klägers auf eine endgültige Klärung des strittigen 
Anspruchs zu beeinträchtigen (Fasching/Klicka aaO; vgl auch Oberhammer in FS Sprung [2001] 
285 FN 10). Ein Urteil, das auf einer Parteiendisposition über den geltend gemachten Anspruch 
beruht und dem daher keine Sachverhaltsermittlung durch das Gericht zugrundeliegt, ist daher in 
gleicher Weise der materiellen Rechtskraft teilhaft wie ein Urteil, das nach einem 
kontradiktorischen Verfahren gefällt wurde; es kommt ihm daher die gleiche Bindungswirkung zu. 
Zur Feststellung der Rechtskraftwirkung eines Urteils kann es notwendig sein, auch die 
Entscheidungsgründe heranzuziehen (stRsp; RIS-Justiz RS0000300). Hat der Beklagte - wie die 
Beklagte im vorliegenden Fall - einen Anspruch anerkannt, dann ist die Begründung des Anspruchs 
durch den Kläger maßgebend (4 Ob 71/95 = ÖBl 1996, 194 - chronischer Leserschwund; 9 ObA 
205/98g). Dem Berufungsgericht ist daher beizupflichten, dass auch für die Beurteilung der 
Tragweite des hier vorliegenden rechtskräftigen Anerkenntnisurteils über den 
Unterlassungsanspruch der Klägerin ihr anspruchsbegründendes Vorbringen von Bedeutung ist. 
Die Rechtsprechung bejaht eine Bindungswirkung an die Vorentscheidung, wenn sowohl die 
Identität der Parteien als auch des rechtserzeugenden Sachverhalts (verbunden mit notwendig 
gleicher Qualifikation) gegeben sind, aber anstelle der inhaltlichen und wörtlichen Identität der 
Begehren ein im Gesetz gegründeter Sachzusammenhang zwischen beiden Begehren besteht. Ein 
solcher ist anzunehmen, wenn die Entscheidung über den neuen Anspruch vom Inhalt der bereits 
rechtskräftig entschiedenen Streitsache abhängig ist (Präjudizialität der rechtskräftigen 
Entscheidung) oder wenn das Begehren das begriffliche Gegenteil des rechtskräftig entschiedenen 
Anspruchs bedeutet (stRsp; RIS-Justiz RS0041572; zuletzt etwa 4 Ob 110/04m = ÖBl 2005/26 - 
Großkunden-Rückvergütung III). Ist daher über das wegen Verletzung des Urheberrechts (hier: des 
Bildnisschutzes) erhobene Unterlassungsbegehren ein rechtskräftiges Teilurteil gefällt worden, ist 
bei Prüfung des auf die gleiche Urheberrechtsverletzung gegründeten Schadenersatzbegehrens - 



ebenso wie bei der Prüfung eines auf denselben Wettbewerbsverstoß gegründeten 
Schadenersatzanspruchs, wenn die Unterlassung dieses wettbewerbswidrigen Verhaltens bereits 
rechtskräftig aufgetragen wurde (vgl 4 Ob 110/04m) - nur mehr auf jene Anspruchsvoraussetzungen 
einzugehen, welche nicht bereits Voraussetzung des rechtskräftig für berechtigt erkannten 
Unterlassungsanspruchs sind. Die Vorinstanzen haben daher zu Recht eine Prüfung jener 
Voraussetzungen des Anspruchs auf immateriellen Schadenersatz wegen Verletzung des 
Bildnisschutzes unterlassen, die der von der Klägerin erhobene und mit Teilanerkenntnisurteil 
rechtskräftig für berechtigt erkannte Unterlassungsanspruch hat (Zusammenhang zwischen den 
Bildnissen der Klägerin und den beanstandeten Äußerungen, Beeinträchtigung berechtigter 
Interessen der Klägerin sowie Verhältnismäßigkeitsprüfung im Hinblick auf ihre Stellung als 
Politikerin). 
Die vom Berufungsgericht festgesetzte - und gegenüber dem Urteil des Erstgerichts herabgesetzte - 
Höhe der immateriellen Entschädigung nach § 87 Abs 2 UrhG überschreitet den dem 
Berufungsgericht bei Berücksichtigung der konkreten Umstände des Einzelfalls gegebenen 
Ermessensspielraum nicht. 
Der Revision der Beklagten ist daher ein Erfolg zu versagen. 
Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens gründet sich auf §§ 41 und 50 ZPO 
(Bemessungsgrundlage 3.000 EUR). 
 
 
Anmerkung*

 
 
I. Das Problem 
 
Die Klägerin war als Vizekanzlerin und Mitglied der Bundesregierung drei Jahre lang in hoher 
politischer Stellung tätig. Die beklagte Partei war Eigentümerin, Medieninhaberin und Produzentin 
u.a. eines weit verbreiteten wöchentlich erscheinenden Nachrichtenmagazins, das sich mit 
Neuigkeiten auch auf ihrer namensgleichen Internetpräsenz befasste. Auf der Website wurde vom 
6.9.2002 bis 19.5.2004 ein Artikel veröffentlicht, wonach die politischen Gegner der Klägerin 
Meldungen verbreiteten, sie wollte sich ein teures Penthouse in Döbling kaufen und der 
Wohnungskauf sollte im Zusammenhang mit dem milliardenschweren Ankauf der Abfangjäger 
stehen, wogegen sich die Klägerin gerichtlich wehren wollte. Dieser Artikel enthielt eine Reihe von 
Bildern: Auf zwei dieser Bilder war jeweils die Klägerin abgebildet. Sie hatte der Veröffentlichung 
bzw. dem Artikel in keinster Weise zugestimmt. 
Die Klägerin begehrte, die Beklagte schuldig zu erkennen, es zu unterlassen, Abbildungen der 
Klägerin ohne ihre Einwilligung zu veröffentlichen, wenn im Bildbegleittext die unwahre wörtliche 
und/oder sinngemäße Behauptung aufgestellt und/oder verbreitet wurde, ein bevorstehendes 
Immobiliengeschäft der Klägerin stünde im Zusammenhang mit dem Ankauf neuer Abfangjäger; 
darüber hinaus begehrte sie immateriellen Schadenersatz in Höhe von EUR 5.000,- sowie die 
Ermächtigung zur Urteilsveröffentlichung. Die Beklagte anerkannte zwar das 
Unterlassungsbegehren, trat jedoch dem Schadenersatz- und Veröffentlichungsbegehren entgegen. 
 
II. Die Entscheidung des Gerichts 
 
Entsprechend dem Anerkenntnis der Beklagten erging über das Unterlassungsbegehren ein 
Teilanerkenntnisurteil. Daraufhin haben konform alle drei Instanzen auch dem restlichen 
Klagebegehren ohne weiteres Verfahren stattgegeben, denn hiefür hatte das Anerkenntnisurteil 
Bindungswirkung. Das Höchstgericht führte aus, dass die Vorinstanzen zu Recht eine Prüfung jener 
Voraussetzungen des Anspruchs auf immateriellen Schadenersatz wegen Verletzung des 
Bildnisschutzes unterlassen hatten, die der von der Klägerin erhobene und mit 
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Teilanerkenntnisurteil rechtskräftig für berechtigt erkannte Unterlassungsanspruch hat, nämlich  den 
Zusammenhang zwischen den Bildnissen der Klägerin und den beanstandeten Äußerungen, die  
Beeinträchtigung berechtigter Interessen der Klägerin sowie die Verhältnismäßigkeitsprüfung im 
Hinblick auf ihre Stellung als Politikerin. 
 
III. Kritische Würdigung und Ausblick 
 
Bemerkenswert ist an der vorliegenden Entscheidung vor allem die Deutlichkeit, mit der die 
Gerichte den anerkannten Unterlassungsanspruch auch auf andere Ansprüche fortwirken lassen. Für 
Immaterialgüterrechtsverletzungen bedeutet dies, dass dass nach Abgabe einer  
Unterlassungserklärung bei Prüfung des auf die gleiche Rechtsverletzung gegründeten 
Schadenersatzbegehrens nur mehr auf jene Anspruchsvoraussetzungen einzugehen ist, welche nicht 
bereits Voraussetzung des rechtsverbindlich anerkannten Unterlassungsanspruches sind. Es ist 
daher besondere anwaltliche Sorgfalt auf die Formulierung der Unterlassungsverpflichtung zu 
legen. 
Die Klägerin beansprucht gemäß § 87 Abs 2 UrhG immateriellen Schadenersatz in Höhe von EUR 
5.000,-, den das Erstgericht in voller Höhe zugesprochen hat. Das Berufungsgericht reduzierte den 
Schadenersatzbetrag jedoch auf EUR 3.000,-. Ein Teil der Lehre1 hat daher völlig zutreffend 
herausgearbeitet, dass schon der von der Klägerin geforderte und zunächst zugesprochene 
Schadenersatzbetrag „mehr als moderat“ erscheint, selbst bei Berücksichtigung der Tatsache, dass 
die Entschädigungshöchstgrenzen nach § 6 Abs l MedienG erst durch die MedienG-Nov 20052 auf 
maximal EUR 20.000,-, bei einer Verleumdung oder bei besonders schwerwiegenden 
Auswirkungen einer üblen Nachrede auf EUR 50.000,- angehoben worden sind.3 
 
IV. Zusammenfassung 
 
Eine außergerichtliche Unterlassungserklärung oder gar ein Unterlassungs(anerkenntnis)urteil 
führen dazu, dass bestimmte Tatbestandsmerkmale des mit der Rechtsverletzung meist verknüpften 
Schadenersatz- oder Bereicherungsanspruchs nicht mehr zu prüfen sind, da insoweit 
Bindungswirkung eintritt. 
 

                                                 
1 Entscheidungsanmerkung, MR 2005, 469. 
2 BGBl I 49/2005 mit Wirksamkeit ab 1.7.2005. 
3 Zutreffend auch Pfersmann, Bemerkenswertes aus der SZ 2005/II, ÖJZ 2008, 567. 


